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1 „Musikschulen bekommen nochmal Aufschub: Neue Übergangsfrist für freischaffende Lehrkräfte, 
Tagesspiegel vom 25.02.2026.

Landkreis Oder-Spree Antrag
Der Landrat - öffentlich -
 Drucksache 7/AfD/2026/NEU
 

federführendes Amt: Büro Kreistag

Antragssteller: Fraktion AfD

Datum: 06.03.2026

 
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
 

Kreistag

Ausschuss für Soziales, Gesundheit 
und Migration

04.03.2026

17.03.2026

Dringlichkeit mehrheitlich abgelehnt – Verweis in 
Ausschüsse

Ausschuss für Bildung, Kultur und 
Sport

24.03.2026  

Kreisausschuss 15.04.2026  

Kreistag 06.05.2026  

 
Betreff:
Erhalt der Lehrkräfte und Standorte unserer Musikschule - Nutzung der neuen 
Übergangsfrist vor Umsetzung des Kahlschlags durch den Landrat
 
Beschlussvorschlag:
Der Kreistag möge beschließen:
 
Landrat wird beauftragt die von der Landesregierung in Aussicht gestellte neue 
Übergangsfrist hinsichtlich der Umstellung der Arbeitsverhältnisse der freischaffenden 
Lehrkräfte an unserer Musikschule zum Erhalt dieser Lehrkräfte und zum Erhalt aller 
Standorte unserer Musikschule zu nutzen und damit dem vom Landrat geplanten Kahlschlag
bei unserer Musikschule zu unterlassen.
 
Sachdarstellung:
Am 25.02.2026 ist kurzfristig bekannt geworden, dass die Musikschulen im Nachgang des 
Herrenbergurteils bei der Umsetzung der Folgen für freischaffende Lehrkräfte mit einer 
neuen Übergangsfrist nochmal Aufschub bekommen.1 Der Tagesspiegel berichte darüber 
exklusiv. Demnach hat das Herrenberg-Urteil des Bundessozialgerichts 2022 Unruhe über 
eine ganze Branche gebracht. Die neue im Entstehen befindliche Koalition im Land von 
Schwarz-Rot wolle sich um das Problem kümmern, brauche aber noch Zeit. Das Zieldatum 
immerhin sei nun klar. Die Übergangsregel nach dem sogenannten Herrenberg-Urteil wird 
bis Ende 2027 verlängert.
Die neue Koalition wolle eine Arbeitsgruppe einsetzen. Diese solle auf Grundlage eines 
konkreten Regelungsvorschlags des Bundesarbeitsministeriums unter enger Einbindung der 
Koalitionsfraktionen eine langfristige Lösung erarbeiten. Ziel sei es demnach, zeitnah 
Klarheit für die Betroffenen zu schaffen und eine dauerhaft tragfähige Perspektive zu 
entwickeln.
 
 
……………………………………………
Lars Aulich
Fraktionsvorsitzender




